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A 174/2011 (RL)  
Auftrag Geschäftsprüfungskommission (GPK): Beschleunigung der Behandlung von 

Interpellationen (02.11.2011) 
 
Die Ratsleitung wird beauftragt, dem Kantonsrat Bericht und Antrag zur terminlichen Be-
schleunigung der Behandlung von Interpellationen im Kantonsrat vorzulegen. Interpellatio-
nen sind – nötigenfalls auch ohne schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats, wenn keine 
triftigen Gründe für die Verspätung vorliegen – an der nächsten auf die Einreichung folgen-
den Session im Kantonsrat zu traktandieren. 
 
Begründung (02.11.2011): schriftlich. 
 
§ 37 Absatz 2 des Kantonsratsgesetzes legt fest, dass Interpellationen „in der Regel in der 
nächsten Session“ zu behandeln sind. Diese Regel ist indessen in der praktischen Anwendung 
faktisch ausgehöhlt worden; sehr oft werden Interpellationen vom Regierungsrat zu spät 
beantwortet, so dass eine Traktandierung in der vom Gesetz vorgesehenen Session gar nicht 
möglich ist. Das führt dazu, dass Fragen, die aus einer gewissen politischen Aktualität heraus 
gestellt werden, erst im Kantonsrat behandelt werden, wenn sie ihre Aktualität eingebüsst 
haben. Deshalb ist die einschlägige Bestimmung im Kantonsratsgesetz dahingehend zu än-
dern, dass Interpellationen nicht „in der Regel“, sondern grundsätzlich immer in der nächsten 
auf die Einreichung folgenden Session zu behandeln sind. Als Konsequenz aus dieser Geset-
zesänderung ist auch § 81 Absatz 1bis des Geschäftsreglements zu ändern, so dass der Regie-
rungsrat, den Kantonsratspräsidenten im voraus darüber informieren muss, welche Interpella-
tionen er aus welchen Gründen nicht termingerecht beantwortet, und dass der Kantonsrats-
präsident in Kenntnis der Gründe für die Verspätung entscheidet, ob er eine oder mehrere 
Interpellationen ohne schriftliche Beantwortung durch den Regierungsrat für den Kantonsrat 
traktandiert. In diesem Fall könnte das zuständige Mitglied des Regierungsrats zu Beginn der 
Beratung im Kantonsrat eine mündliche Stellungnahme abgeben. 
Nachdem die wirkungsorientierte Verwaltungsführung (WoV) mittlerweile seit ein paar Jah-
ren definitiv eingeführt ist, hat die GPK einige Überlegungen zur praktischen Arbeit und ins-
besondere zu den parlamentarischen Möglichkeiten und Instrumenten unter den WoV-
Regeln angestellt. Sie ist zur Auffassung gelangt, dass es in verschiedenen Bereichen Verbes-
serungspotenzial gibt und hat entsprechende Ideen entwickelt; dieser Vorstoss ist Teil eines 
Pakets, das mehrere Vorstösse umfasst, die alle gleichzeitig eingereicht werden. Die GPK lädt 
Ratsleitung und Regierungsrat ein, die Beantwortung zuhanden des Parlaments zu koordinie-
ren und so zu terminieren, dass alle Vorstösse gemeinsam spätestens im Frühling 2012 im 
Kantonsrat behandelt werden können. Die GPK ersucht die Ratsleitung zudem, anschliessend 
eine Spezialkommission einzusetzen, welche alle erheblich erklärten Vorstösse im Rahmen 
eines Gesamtpakets bearbeiten und dem Kantonsrat aufeinander abgestimmte Umsetzungs-
vorschläge im Rahmen einer einzigen Vorlage unterbreiten soll, die alle nötigen Anpassungen 
der betroffenen Gesetze und des Geschäftsreglements des Kantonsrats umfasst. Die Spezial-
kommission soll ihre Arbeit bis spätestens Ende 2012 abgeschlossen haben, damit der Kan-
tonsrat noch in dieser Legislatur seine Entscheide treffen kann. 
 
Unterschriften: 1. Willy Hafner. (1)  
 


